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Die Abgeordneten zum Nationalrat Adelheid Praher und Genossen 
hab~h am 18. Mai 1989 unter der Nr. 3764/J an mich eine 

sch-riftliche parlamentarische Anfrage betreffend Ausbildungs­

stätte für Zahnärzte in st. Pölten gerichtet, die folgenden 
Wortlaut hat: 

"1. Werden Sie entsprechende Initiativen setzen, um durch eine 
Vermehrung von Ausbildungsstellen für Zahnärzte eine bes­
sere zahnärztliche Versorgung sicherzustellen? 

2. Sind Sie bereit, sich für die seit Jahren geforderte Ein­
richtung einer Ausbildungsstätte für Zahnärzte am nieder­
österreichischen Schwerpunktkrankenhaus der Stadt 
st. Pölten einzusetzen? 

3. Wenn ja, bis zu welchem Zeitpunkt kann mit einer Realisie­
rung gerechnet werden? VD 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt~ 

Zu Frage 19 

Die Vermehrung der zahnärztlichen Ausbildungskapazität ist ein 
wesentlicher Punkt des von mir im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung eingebrachten Maß­
nahmenpaketes gegen Jungmedizinerarbeitslosigkeit, das in der 
Sitzung des Ministerrates am 2. Mai 1989 beschlossen wurde. 
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Ich bin auch bereits in einem persönlichen Schreiben an den 

Bundesminister für Wissenschaft und Forschung herangetreten und 

habe vorgeschlagen, zunächst die Zahl der Ausbildungsplätze an 

den Universitätskliniken in Graz und Innsbruck zum ehestmög­

lichen zeitpunkt zu erhöhen, da die Wiener Universitätsklinik 

im Hinblick auf die Zahl der dort behandelten Patienten nach 

Auskunft des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung 

bereits ausgelastet ist. 

Zu Frage 2: 

Die Absolvierung eines Teiles der zahnärztlichen Ausbildung am 

Krankenhaus st. Pölten wäre derzeit nur im Rahmen einer Exposi­

tur der Wiener Universitätsklinik möglich. Wie auch aus der 

Beantwortung der parlamentarischen Anfrage Nr. 2009/J vom 

30. Mai 1988 durch den Bundesminister für Wissenschaft und For­

schung hervorgeht, ist dies in der Vergangenheit wegen der 

damit verbundenen organisatorischen Probleme nicht für reali­

sierbar gehalten worden. Im Zusammenhang mit dem erwähnten 

Ministerratsbeschluß vom 2. Mai 1989 wird aber auch die Mög­

lichkeit der Vermehrung zahnärztlicher Ausbildungsplätze im 

Wege der Einbeziehung von anderen Ausbildungseinrichtungen, als 

die Universitätskliniken, erneut überprüft werden. 

Zu Frage 3: 

Da die zahnärztliche Ausbildung in den KompetenZbereiCh des 

Bundesministers für Wissenschaft und Forschung fällt, möchte 

ich keinen konkreten Zeitpunkt nennen. Ich habe aber in meinem 

persönlichen Schreiben an den Herrn Bundesminister für Wissen­

schaft und Forschung ausdrücklich darauf hingewiesen, daß es 

mir zur Sicherung einer ausreichenden medizinischen Versorgung 

der österreichischen Bevölkerung unumgänglich notwendig er­

scheint, rasch zu handeln. 
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